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Finanzausgleich

605-F

Anderung
der Richtlinien iiber die Zuweisungen
des Freistaates Bayern zu kommunalen

BaumafBnahmen im kommunalen Finanzausgleich

(FA-ZR 2006)

Bekanntmachung

des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom 17. Dezember 2009
Az.: 62 - FV 6700 - 013 - 46 543/09

Die Bekanntmachung der Richtlinien tiber die Zuweisun-
gen des Freistaates Bayern zu kommunalen BaumafBnah-
men im kommunalen Finanzausgleich (FA-ZR 2006) vom
5. Mai 2006 (FMBI S. 120, AIIMBI S. 174, StAnz Nr. 20),
zuletzt gedndert durch Bekanntmachung vom 10. Marz
2009 (FMBL S. 52, ALIMBL S. 159, StAnz Nr. 12), wird wie
folgt gedndert:

1.1

1.2

1.3

1.4

L

Abschnitt [ Allgemeine Beschreibung des Zuwei-
sungsbereichs wird wie folgt gedndert:

Nr. 1.2 erhélt folgende Fassung:

. 1.2 Schiilerheime an kommunalen Heimschu-
len (Art. 106 BayEUG) und kommunale
Schiilerheime an beruflichen Schulen
(Art. 107 BayEUG) bei Anerkennung ei-

ner entsprechenden Erforderlichkeit,”

In Nr. 2.2.1 wird der Satz , Diese Regelung gilt
zundchst bis zum Ablauf des 31. Dezember 2008."
aufgehoben.

Nr. 2.3 erhalt folgende Fassung:

2.3 Bagatellgrenze

MabBnahmen nach Nrn. 2.1, 2.2.1 und 8.3.2
konnen nur gefdrdert werden, wenn deren
abschlieBend festgestellte zuweisungs-
fahige Kosten 100 000 € tiberschreiten.
Baukostenzuschiisse nach Nr. 4.2 sind
forderfahig, sofern die abschlieBend fest-
gestellten zuweisungsfahigen Kosten
der MaBnahme 100 000 € tiberschreiten.
Durch eine Naturkatastrophe veranlasste
MaBnahmen an mehreren Objekten eines
Zuweisungsempfangers koénnen gefordert
werden, wenn deren abschlieBend fest-
gestellte zuweisungsfahige Kosten ins-
gesamt 100 000 € tiberschreiten.”

Nr. 3 erhalt folgende Fassung:

w3, Zuweisungsempidanger

Zuweisungsempfanger sind Gemeinden,
Landkreise, Bezirke, Verwaltungsge-
meinschaften, Schulverbande und kom-
munale Zweckverbdnde (nachfolgend

1.5

1.6

1.6.1

1.6.1.1

1.6.1.2

1.6.2

1.7

1.8

1.9

1.9.1

1.9.1.1

1.9.1.2

1.9.2

1.9.3

.Kommunen"), nicht aber selbstdndige
Kommunalunternehmen des 6ffentlichen
Rechts oder kommunale Unternehmen in
den Rechtsformen des Privatrechts.”

Im vierten Aufzdahlungsstrich der Nr. 4.2 werden
im zweiten Klammerzusatz nach dem Wort ,,erfor-
derlich" ein Semikolon und folgende Worte ange-
fugt:

,sie ist auch dann entbehrlich, wenn der MaBnah-
metrager mangels Eigentum keinen Einfluss auf
eine dingliche Sicherung nehmen kann, die Kom-
mune aber zur Leistung des Baukostenzuschusses
nach Art. 27 BayKiBiG gesetzlich verpflichtet ist".

In Nr. 5.2.1 wird die Tabelle wie folgt gedndert:
Spalte eins wird wie folgt gedndert:

Nach den Worten ,,300 Bauwerk — Baukonstruk-
tion" wird ein Komma und werden die Worte
400 Bauwerk — Technische Anlagen" angefigt.

In der darauffolgenden Zeile werden die Worte
400 Bauwerk — Technische Anlagen" gestrichen.

In Spalte zwei wird das alleinstehende Wort ,,ins-
gesamt" gestrichen.

Im ersten Aufzédhlungsstrich der Nr. 5.2.1.1 wird die
Angabe ,,GRW" durch die Angabe ,RPW" ersetzt.

In Nr. 5.2.2.4 wird folgender Satz angefiigt:

+Wird in einem Forderfall eine Unbedenklichkeits-
bescheinigung fiir die GesamtmaBnahme erteilt,
gilt der Kostenrichtwert des Jahres der Bescheini-

gung.”
Nr. 5.3.1 wird wie folgt gedndert:
Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gedndert:

Das Wort ,, Zweckverbanden" wird durch die Worte
wZweck- und Schulverbanden” ersetzt.

Das Wort ,, Zweckverbandsmitglieder” wird durch
die Worte ,,Zweck- bzw. Schulverbandsmitglieder"
ersetzt.

Abs. 4 wird wie folgt gedndert:

Im zweiten Aufzahlungsstrich werden nach den
Worten ,,Schiilerheime an kommunalen Heim-
schulen — Art. 106 BayEUG (Nr. 1.2)" ein Kom-
ma und die Worte , Schiilerheime an beruflichen
Schulen - Art. 107 BayEUG (Nr. 1.2)" angefigt.

Abs. 5 wird wie folgt gedndert:

Im zweiten Aufzahlungsstrich werden nach den
Worten ,,Schiillerheime an kommunalen Heim-
schulen — Art. 106 BayEUG (Nr. 1.2)" ein Kom-
ma und die Worte ,, Schiilerheime an beruflichen
Schulen — Art. 107 BayEUG (Nr. 1.2)" angefiigt.
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In Nr. 5.3.2 wird das Wort ,,Gesamtkosten' durch
die Worte ,, zuweisungsfahigen Kosten" ersetzt.

Abschnitt IT Verfahren wird wie folgt gedndert:

In Nr. 7.1.1 wird ein neuer Aufzahlungsstrich an-
gefligt und erhalt folgende Fassung:

,Mietberechnung im Fall der Vermietung des nach
Art. 10 FAG geforderten Bauvorhabens sowie eine
Bestatigung, wonach das Mietentgelt keine durch
die staatlichen Zuweisungen gedeckten Investiti-
onskostenanteile enthalt.”

In Nr. 7.2.2 wird die Angabe ,,2,5 Mio. €" durch die
Angabe ,,5,0 Mio. €" ersetzt.

Nr. 7.2.3 wird aufgehoben.

Die Nrn. 7.2.4 bis 7.2.6 werden die neuen Nrn. 7.2.3
bis 7.2.5.

Die neue Nr. 7.2.3 wird wie folgt gedndert:
In Abs. 1 erhalt 3.4 folgende Fassung:

3.4 Hauser und Netze fir Kinder".

In Abs. 2 werden die Worte ,, kommunale Zweck-
verbande' durch die Worte ,,Schulverbande und
kommunale Zweckverbande" ersetzt.

Nr. 7.6 erhéalt folgende Fassung:

7.6 Verwendungsbestatigung

Bei Forderungen mit Kostenpauscha-
len, die jeweils ausschlieBlich aus Lan-
desmitteln erfolgen, gentgt anstelle des
Verwendungsnachweises eine Verwen-
dungsbestatigung nach Muster 4a zu
Art. 44 BayHO ohne Vorlage von Belegen.
Die Forderbehorde legt im Bewilligungs-
bescheid fest, ob die Vorlage einer Ver-
wendungsbestatigung zugelassen wird."”

Nr. 7.6.1 erhalt folgende Fassung:

,7.6.1 Die Bewilligungsbehorde priift, ob die
eingereichte Verwendungsbestatigung
den im Zuwendungsbescheid festgelegten
Anforderungen entspricht, die Zuweisung
zweckentsprechend verwendet und der
mit der Zuweisung beabsichtigte Zweck

erreicht worden ist."
Nr. 7.6.2 erhélt folgende Fassung:

,7.6.2  BeiVerwendungsbestdtigungen sind von
den Regierungen ausreichende Stichpro-

benkontrollen durchzufihren."”

In Nr. 7.7.2 wird nach Abs. 1 folgender neuer Absatz
eingefiigt:

»Sofern aus der Vermietung von nach Art. 10 FAG
forderfahigen MaBnahmen Einnahmen erzielt wer-
den, die zu einer Refinanzierung der gewahrten
Fordermittel fiihren, ist insoweit grundséatzlich eine
Reduzierung bzw. Rickforderung der Zuweisung
veranlasst."

3.

3.1

3.2

3.2.1

3.2.2

3.3

3.4
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Abschnitt III Besondere Bestimmungen fiir die
einzelnen Zuweisungszwecke wird wie folgt ge-
dandert:

Nr. 8.1.2 erhélt folgende Fassung:

,8.1.2  Schiilerheime nach Art. 106 BayEUG im
Verbund mit Schulen nach Nr. 8.1.1, au-
Ber Forderschulen, sowie Schiilerheime
an beruflichen Schulen nach Art. 107
BayEUG, deren Erforderlichkeit schul-

aufsichtlich festgestellt wird."
Nr. 8.2 wird wie folgt gedndert:
In Nr. 8.2.1 wird folgende Nr. 8.2.1.3 angefiigt:

,8.2.1.3 Eine Generalsanierung von Schul-
schwimmbdadern mit weniger als 60
Sportklassen kann grundsatzlich gefor-
dert werden, wenn die beim Neubau zu-
grunde gelegte Anzahl von Sportklassen
nunmehr unterschritten wird. Die Anzahl
der die geforderten Flachen nutzenden
Sportklassen muss dabei nachweislich
mindestens zwei Drittel der urspring-
lichen Klassen betragen. In begriindeten
Ausnahmefdllen kann dieser Grenzwert
geringfugig unterschritten werden.

Wird infolge der Schliefung von Teil-
hauptschulen die Mindestzahl von acht
Sportklassen unterschritten, kann die
Generalsanierung einer vorhandenen
Sporthalle gefordert werden, sofern eine
sonstige gedeckte Ubungsméglichkeit
nicht zur Verfiigung steht. Als Obergren-
ze der zuweisungsfahigen Kosten gilt der
Kostenrichtwert einer Kleinsporthalle.

Eine Forderung dieser MaBnahmen setzt
einen schulaufsichtlich festgestellten Be-
darf voraus.

Diese Regelung zum Bestandsschutz gilt
nicht im Falle der Errichtung eines Neu-
baus."

Folgende Nr. 8.2.3 wird angefigt:

,8.2.3 Kommunale Schiilerheime an beruflichen
Schulen (Art. 107 BayEUG): Die Erforder-
lichkeit des Vorhabens muss schulauf-

sichtlich festgestellt sein.”
Satz 2 der Nr. 8.3.3 erhalt folgende Fassung:

»Dies gilt entsprechend auch fiir kommunale Ta-
gesheimschulen (Art. 109 Satz 2 BayEUG) sowie
fir kommunale Schiilerheime an beruflichen Schu-
len (Art. 107 BayEUG)."

Folgende Nr. 8.4 wird angefuigt:

8.4 FAGplus15

Die Forderung kommunaler Bauinvesti-
tionen zum Ausbau der nach dem Ganz-
tagsschulkonzept der Staatsregierung
einzurichtenden gebundenen und offenen
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Ganztagsschulstandorte erfolgt im Rah-
men des Sonderprogramms , FAGplus15“.
Es gelten folgende Forderkriterien:

Voraussetzung fiir eine Forderung ist
die férmliche Genehmigung der gebun-
denen oder offenen Ganztagsschule an
dem Schulstandort. Nachweis hierfiir ist
der Genehmigungsbescheid des Staats-
ministeriums fir Unterricht und Kultus
oder (fir offene Ganztagsschulen) die
Genehmigung durch die zustandige Re-
gierung.

Neben den nach dem Ganztagsschulkon-
zept der Staatsregierung einzurichtenden
neuen Ganztagsschulstandorten kénnen
bei Bedarf auch am 1. April 2009 noch
nicht begonnene BaumafBnahmen fir die
Schaffung von Ganztagsschulraumen an
bereits bestehenden gebundenen und of-
fenen Ganztagsschulen aus diesem Pro-
gramm gefordert werden (Altfalle).

Grundlage der Forderung ist das indivi-
duell abgestimmte padagogische Konzept
der Ganztagsschule. Die zuweisungsfahi-
gen Kosten sind nach den Vorgaben der
FA-ZR zu ermitteln. Der Grundsatz von
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist
zu beachten, foérderfahig ist der fiir einen
Ganztagsschulbetrieb notwendige Raum-
bedarf.

Gefordert werden ausschlieflich Bau-
maBnahmen. Kosten der Ausstattung von
Ganztagsschulen sind nicht nach Art. 10
FAG forderfahig. Einbauktichen zdhlen,
soweit sie mit dem Gebdaude fest verbun-
den sind und hierfiir Planungskosten an-
fallen, zu den wesentlichen Bestandteilen
des Gebdudes. Die Aufwendungen hierfiir
sind bei Neu- und Erweiterungsbauten
durch den Kostenrichtwert abgegolten.
Im Rahmen einer UmbaumaBnahme kén-
nen Einbaukiichen nach Kostengruppe
300 grundsatzlich gefoérdert werden. Der
Kostenrichtwert entspricht hierbei dem
Kostenhochstwert.

Zur Vermeidung von Harten wird die fiir
Forderungen nach Art. 10 FAG allgemein
geltende Bagatellgrenze von 100.000 € auf
50.000 € gesenkt.

Der Orientierungswert bei landesdurch-
schnittlichen Finanzdaten der Kommu-
ne betrdgt 50 v. H. anstelle des gewohn-
lichen Orientierungswerts von 35 v. H.
laut Nr. 5.3.1 FA-ZR. Kommunen erhal-
ten damit auf ihren ,,iiblichen" Fordersatz
einen Aufschlag von 15 Prozentpunkten;
der Hochstfordersatz betragt 90 v. H.

Fir einen sofortigen MaBnahmebeginn
ist die Zustimmung zum vorzeitigen MafB3-
nahmebeginn bzw. die Erteilung einer
Unbedenklichkeitsbescheinigung durch
die Forderbehorde erforderlich. Mit der
Zustimmung zum vorzeitigen MafBnah-

3.5

3.6

3.7

mebeginn bzw. mit der Unbedenklich-
keitsbescheinigung ist keinerlei Forder-
zusage verbunden.

Antrage auf Férderung nach , FAGplus15"
konnen bei den Regierungen nach Mus-
ter la zu Art. 44 BayHO gestellt werden.
Zustimmungen zum vorzeitigen MaBnah-
mebeginn bzw. die Erteilung einer Unbe-
denklichkeitsbescheinigung kénnen im
Bedarfsfall formlos bei den Regierungen
beantragt werden.

Im Ubrigen gelten die allgemeinen haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen sowie die
sonstigen Vorgaben der FA-ZR."

Der vierte Aufzahlungsstrich der Nr. 9.1 erhalt fol-
gende Fassung:

Hauser und Netze fiir Kinder".

Nr. 9.2 erhalt folgende Fassung:

.9.2

Firdie Ermittlung der zuweisungsfahigen
Kosten gilt der in Anlage 1 aufgefiihrte
Kostenrichtwert. Die Raumprogramme in
den Anlagen 2 bis 4 gelten als Summen-
raumprogramme und bestimmen die ma-
ximal forderfahige Hauptnutzflache. Ist
die tatsachliche Hauptnutzflache gerin-
ger, ist diese maBgeblich. FlachenmaBige
Abweichungen bei einzelnen Raumarten
koénnen bei anderen Raumarten ausge-
glichen werden. Fiir die Festlegung des
jeweils zutreffenden Summenraumpro-
gramms ist die Zahl der gemdafB Art. 7
und 8 BayKiBiG als bedarfsnotwendig
bestimmten oder anerkannten Platze der
Einrichtung mafBgebend.

Bei Generalsanierung und Gebaudeer-
werb ist die fachlich festzustellende not-
wendige Hauptnutzflache Grundlage fir
die Anwendung der Kostenrichtwerte im
Sinn von Nr. 5.2.2.3. Bei der Ermittlung
der tatsdachlich zuweisungsfahigen Kosten
von Generalsanierungen werden auch ak-
tuell nicht mehr bedarfsnotwendige Fla-
chen berticksichtigt, soweit sie dem Be-
standsschutz unterliegen. Bestandsschutz
gilt nicht fir nicht mehr bedarfsnotwen-
dige, abtrennbare, in sich geschlossene
Gebaudeteile (z. B. Baukorper, Flugel,
GeschoB)."

Im zweiten Aufzahlungsstrich der Nr. 9.4 wird fol-
gender Satz angefugt:

,Eine aus unvorhersehbaren Griinden erforderli-
che Verlangerung der Mietdauer begriindet keine
Verlangerung der Mietférderung."”

In Abschnitt IV Ubergangs- und Schlussbestim-
mungen erhalt Nr. 11.1 Abs. 1 folgende Fassung:

,11.1

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Juli
2006 in Kraft; sie ist bis zum 31. Dezem-
ber 2013 befristet. Die Ubergangsbestim-
mungen der Nr. 12 treten mit Ablauf des
31. Dezember 2010 auBer Kraft.”
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5. Die Anlagen 1, 2 und 3 werden durch die nachfol-
genden Anlagen ersetzt.
6. Die Anlage 7 wird aufgehoben.
1L
Diese Bekanntmachung tritt am 31. Dezember 2009 in
Kraft.
Weigert

Ministerialdirektor
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Festsetzung von Kostenrichtwerten (Stand 1. Januar 2009)

Anlage 1

Zu Nummer der FA-ZR

Kostenrichtwert in Euro

8. Schulen
Schulgebiude je m?
zuweisungsfahige Hauptnutzflache

3.222

Schulische Sportanlagen
Gedeckte Sportstitten

Kleinsporthalle
(18 mx 12 m)

817.300

Sporthalle
27mx15mx5,5m)

1.510.400

Sporthalle
27mx30mx5,5m)

2.970.500

Sporthalle
(27mx45mx 5,5moder x 7 m)

4.423.700

Schwimmbhalle
(Einzeliibungsstatte)

1.647.600

Schwimmbhalle
(Doppeliibungsstétte)

3.269.100

Schwimmbhalle
(Dreifachiibungsstitte)

4.949.900

Freisportanlagen

Rasenspielfeld
(40 m x 60 m)

96.200

Rasenspielfeld
(60 m x 90 m)

218.600

Allwetterplatz mit angebauten Hoch-
und Weitsprunganlagen
(20 m x 28 m)

81.900

Allwetterplatz mit angebauten Hoch-
und Weitsprunganlagen
28 mx 44 m)

164.700

KugelstoBanlage
(15mx 24 m)

21.200

Laufbahn
(4/1,22 m x 65 m)

38.600

Laufbahn
(2/1,22 m x 130 m)

38.600

Laufbahn
(4/1,22 m x 130 m)

77.200

Laufbahn
(6/1,22 m x 130 m)

115.800

Laufbahn
(8/1,22 m x 130 m)

154.400

Laufbahn
(10/1,22 m x 130 m)

193.000

Laufbahn
(4/1,22 x 400 m)

289.500

Betriebsrdume je m?
Nutzflache

2.049

9. Kindertageseinrichtungen

je m? zuweisungsfahige Hauptnutzfliche

3.340
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Anlage 3

Summenraumprogramme fiir Tageseinrichtungen fiir Kinder verschiedener Altersgruppen1

Bei Tageseinrichtungen fiir Kinder verschiedener Altersgruppen wird die maximal zuweisungsfa-
hige Flache nach folgender Berechnungsmethode ermittelt:

1. Hauptnutzflichen der jeweiligen Einrichtung

a. Gruppenhauptraum + Gruppennebenraum des zutreffenden Raumprogramms

b. Werk-/Therapieraum (bei Kinderhorten)

¢. Kinderwagenraum + Ruheraum (bei Kinderkrippen)

2. zuziiglich Flichen gemeinsam genutzter Riume

a. Lagerraum

b. Leiterinnenzimmer

¢. Personalraum

d. Kiiche mit Vorratsraum
e. Elternwarteraum

f. Mechrzweckraum

zuweisungsfihige Gesamtfliche der Einrichtung

Die Fldche der gemeinsam genutzten Rdume (Nr. 2) bestimmt sich nach dem Raumprogramm fiir
Kindergérten. Hierbei wird die Summe aller Kinderbetreuungsplitze der Einrichtung zugrunde
gelegt. Die Anerkennung von Flachen fiir Mehrzweckraume bemisst sich nach der Summe der
Kindergarten- und Hortpldtze. Die Fliche eines Mehrzweckraums wird ab 30 Kindergarten- bzw.
Hortpldtzen, die Fliche von zwei Mehrzweckraumen ab 126 Kindergarten- bzw. Hortplédtzen

angesetzt.

Beispiel: 20 Krippenpldtze + 45 Kindergartenplétze + 45 Hortpldtze = 110 Pldtze

Kinderkrippe | Kindergarten | Kinderhort gesamt

Haupt- u. Nebenraumfldchen 73 128 128 329
Werk-/Therapieraum (Hort) 20 20
Kinderwagenraum (Krippe) 15 15
Ruheraum (Krippe) 36 36
Zwischensumme 124 128 148 400
gemeinsam genutzte Rdume:

Lagerraum 39
Leiterinnenzimmer 17
Personalraum 28
Kiiche mit Vorratsraum 39
Elternwarteraum 28
Mehrzweckraum 66
Summe Raumprogramm 617

"'Merkmale: Es befinden sich Kinder unter drei Jahren und/oder mindestens 15 Kinder im Alter von
drei bis sechs Jahren und/oder mindestens 15 Schulkinder in der Einrichtung.

Herausgeber/Redaktion: Bayerisches Staatsministerium der Finanzen,
Odeonsplatz 4, 80539 Miunchen, Telefon (089)2306-0, Telefax (089)
2306-28 04, E-Mail: poststelle@stmf.bayern.de

Technische Umsetzung: Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstrale 16,
80539 Miinchen

Druck: Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12,
86899 Landsbergam Lech, Telefon (08191) 126-725, Telefax (08191) 126-855
E-Mail: druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de

Erscheinungshinweis/Bezugsbedingungen: Das Amtsblatt des Bayeri-
schen Staatsministeriums der Finanzen (FMBI) erscheint bis zu 24-mal

im Jahr. Es wird im Internet auf der ,Verkiindungsplattform Bayern"
www.verkuendung.bayern.de veroffentlicht und ist kostenfrei verfig-
bar. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich
verkilindete Fassung.

Eine Druckfassung der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justiz-
vollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Das
Jahresabonnement des Amtsblatts des Bayerischen Staatsministeriums
der Finanzen kostet 40 Euro zuziiglich Portokosten. Nahere Angaben zu
den Bezugsbedingungen kénnen der ,Verkiindungsplattform Bayern"
entnommen werden.

ISSN 1867-9137




	Inhaltsübersicht
	Finanzausgleich
	605-F  Änderung der Richtlinien über die Zuweisungen des Freistaates Bayern zu kommunalen Baumaßnahmen im kommunalen Finanzausgleich (FA-ZR 2006)
	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3


	Impressum

